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ER am 29. / 30. Oktober in Brüssel 
Anfang Oktober wird die deutsche Ratifizierungsurku nde 
zum Vertrag von Lissabon in Rom hinterlegt. In Irla nd findet 
am 2. Oktober das (voraussichtlich positive) zweite  Refe-
rendum statt. Es fehlen dann noch die Unterschrifte n Po-
lens und (vor allem) Tschechiens. In Tschechien mus s sich 
das Verfassungsgericht zudem mit einer Klage gegen das 
dortige Begleitgesetz befassen. Eine weitere monate lange 
Verzögerung ist nicht auszuschließen. Für alle noch  zu ent-
scheidenden Fragen der Staats- und Regierungschefs,  
d. h. Größe und Besetzung der neuen Kommission, Ent -
scheidungen über den Präsidenten des Europäischen 
Rates, den Hohen Vertreter oder zum Europäischen Au s-
wärtigen Dienst, ist maßgeblich, ob und wann der Ve rtrag 
von Lissabon in Kraft tritt. Eine weitere Verschieb ung könn-
te dazu führen, dass die bisherige KOM – ohne Recht s-
grundlage – für einen Übergangszeitraum im Amt blei bt. 
Und sollte letztendlich doch nach dem Vertrag von N izza 
gewählt werden müssen, gäbe es mindestens einen 
Kommissar weniger. 

Nach vorbereitenden Treffen der ECOFIN- und Um-
weltminister am 20. / 21. Oktober soll der ER notwe ndige 
Beschlüsse für die Klimakonferenz in Kopenhagen vom  7. 
bis 18. Dezember fassen (vor allem zur Finanzierung ). Die 
Auswirkungen der weltweiten Krise werden sich aber auch 
in der Bereitschaft der EU-MS widerspiegeln, ihren finanziel-
len Anteil an der Unterstützung der Entwicklungslän der (EL) 
beim Kampf gegen den Klimawandel zu tragen (fair bu r-
den sharing). Nach KOM-Schätzung werden die EL ca. 
100 Mrd. € p. a. benötigen. Bis zu 30 Mrd. € sollen  hiervon 
nach KOM-Vorstellungen die EU-MS beisteuern. Die ho ch 
umstrittene Finanzierungsfrage dürfte daher frühest ens auf 
dem nächsten ER am 10. / 11. Dezember entschieden 
werden. Nach dem G20-Gipfel in Pittsburgh sind die 
Chancen für einen erfolgreichen Abschluss in Kopenh a-
gen allerdings nicht gestiegen. 

Zur wirtschaftlichen Lage wird der ER eine Bilanz d er 
Fortschritte bei der Reform der Finanzmarktordnung ziehen 
(Finanzmarktaufsicht, Exit-Strategien, Ergebnisse G 20 in 
Pittsburgh - u. a. Verschärfung der Eigenkapitalanf orde-
rungen bis Ende 2012, Basel II, Bilanzierung, Manag er-Boni, 
Steuerparadiese). Die nicht beschlossene Börsentran sakti-
onssteuer bleibt gleichwohl auf der EU-Agenda. 

Der ER wird zudem die Ostseestrategie annehmen, in 
die SH erfolgreich einen 5-Punkte-Aktionsplan „Clea n Bal-
tic Shipping“ eingebracht hat. 

Ausblick Wirtschaftslage: Wenn auch erste Anzeichen  
für eine moderate Erholung der Konjunktur sichtbar sind 
und das Schlimmste überstanden ist - die Staats- un d Re-
gierungschefs werden zum einen entschlossen die Ums et-
zung ihrer Vorschläge zur Reform der Weltfinanzmark tar-

chitektur überwachen und zum anderen über den richt i-
gen Zeitpunkt und die Art der Reduzierung der außer ge-
wöhnlichen staatlichen Stützungsmaßnahmen und damit  
der stark gestiegenen öffentlichen Verschuldung ent -
scheiden müssen (Exit-Strategie). TA�  
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Themen 
 

Wirtschaftspolitik 
 

Konsultation zur EU-Innovationspolitik gestartet 

Die KOM hat für das Frühjahr 2010 die Vorlage eines  „Eu-
ropean Innovation Act“ (EIA) zur Neuausrichtung der  EU-
Innovationspolitik angekündigt. Der EIA soll ein Sc hlüssel-
element der Lissabonstrategie im Zeitraum nach 2010  
werden. 

Als Diskussionsgrundlage hat die KOM Anfang Septem-
ber eine Mitteilung „Überarbeitung der Innovationsp olitik 
der Gemeinschaft in einer Welt im Wandel“ vorgelegt  und 
kürzlich eine öffentliche Internetkonsultation gest artet. 

Die Mitteilung benennt als Hemmnisse für Innovation en 
u. a. einen unzureichenden Schutz des geistigen Eig en-
tums, einen schwierigen Zugang zu Finanzierungen in sbe-
sondere für KMUs sowie die Unübersichtlichkeit der EU-
Innovationspolitiken und Förderprogramme. Die KOM s ieht 
die öffentlichen Auftraggeber in der Verantwortung,  inno-
vative Produkte und Dienstleistungen durch ihr Nach fra-
geverhalten intensiver zu stärken. Darüber hinaus w irft sie 
die Frage auf, ob die Innovationspolitik künftig st ärker auf 
bestimmte Branchen zugeschnitten werden solle. 

Alle interessierten Akteure sind eingeladen, spätes tens 
bis zum 16. November Stellung zu nehmen. Eine umfas -
sendere Internetkonsultation zur Neuausrichtung der  Lissa-
bonstrategie für Wachstum und Beschäftigung für den  
Zeitraum nach 2010 wird für Mitte Oktober erwartet.  CH�  

� Mitteilung der KOM (2009)442 
� Themenseite der KOM und Konsultationstext 

Beschäftigung / Soziale Angelegenheiten 
 

EuGH-Urteil zur Riesterrente 

Der EuGH urteilte am 10. September im Rahmen einer 
Vertragsverletzungsklage, dass die deutschen Regelu ngen 
zur Altersvorsorge der §§ 79 - 99 Einkommenssteuerg esetz 
(ESTG) betreffend die sog. Riesterrente gegen Gemei n-
schaftsrecht verstoßen. 

Die Regelungen zur Zulageberechtigung (§ 79 i. V. m . 
§ 1 EStG) stellen laut EuGH eine unzulässige Diskri minierung 
von Grenzarbeitnehmern im Verhältnis zu in Deutschl and 
wohnenden Arbeitnehmern dar. Nach Art. 7 Abs. 1 und  2 
der Verordnung Nr. 1612/68 über die Freizügigkeit d er 
Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft genießt ein  
Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger eines MS ist, i m Ho-
heitsgebiet eines anderen MS die gleichen sozialen und 
steuerlichen Vergünstigungen wie ein inländischer A rbeit-
nehmer. Der EuGH stufte die deutsche Altersvorsorge zula-
ge insbesondere als „soziale Vergünstigung“  im Sin ne des 
Gemeinschaftsrechts ein. Ihr lägen soziale Erwägung en 
zugrunde, denn sie sei geschaffen worden, um die kü nfti-
ge Absenkung des Niveaus der gesetzlichen Rente zu 
kompensieren. Zulageberechtigt sei nach deutschem 

Recht jedoch grundsätzlich nur, wer in Deutschland einen 
Wohnsitz hat. Demnach fielen Grenzarbeitnehmer, die  
lediglich einen ausländischen Wohnsitz haben, von d em 
aus sie zur Arbeit nach Deutschland pendeln, nicht in den 
Anwendungsbereich der Vorschrift. 

Weiter beurteilte der EuGH die deutsche Regelung, 
nach der gefördertes Kapital lediglich zur Anschaff ung 
einer in Deutschland gelegenen Immobilie verwendet 
werden darf (§ 92 a EStG), als gemeinschaftswidrig.  Auch 
dies benachteilige Grenzarbeitnehmer, die später of t in ihr 
Heimatland zurückkehrten und dort eine Wohnung erwe r-
ben wollten. 

Schließlich entschied der EuGH, die deutschen Besti m-
mungen, nach denen bei Aufgabe des deutschen Wohn-
sitzes erhaltene Altersvorsorgezulagen zurückzuzahl en sind, 
verstießen ebenfalls gegen Gemeinschaftsrecht. Dies e 
Vorschriften hielten Angehörige eines MS in unzuläs siger 
Weise davon ab, von ihrem Recht auf Freizügigkeit G e-
brauch zu machen. Die Rückkehr von in Deutschland 
lebenden Arbeitern in ihren Heimatstaat wäre mit ei nem 
Verlust der Zulage verbunden. 

Expertenschätzungen zu Folge könnten für den deut-
schen Bundeshaushalt neue Belastungen von bis zu 
500 Mio. € pro Jahr entstehen.  WD�  

� EuGH RS C-269/07 

Glücksspielwesen 
  

Glücksspielwesen: EuGH stärkt Monopole - 
Rückenwind für den Glücksspielstaatsvertrag? 

Die Inhaber staatlicher Glücksspielmonopole dürften  sich 
gefreut haben. Der EuGH hat am 8. September in der 
Rechtssache C-42/07 (Liga Portuguesa) entschieden, dass 
Art. 49 EG-Vertrag (Dienstleistungsfreiheit) einer national-
staatlichen Regelung nicht entgegensteht, nach der pri-
vate Wirtschaftsteilnehmer keine Glücksspiele über das 
Internet anbieten dürfen, auch wenn sie in einem an deren 
EU-Mitgliedstaat niedergelassen sind und dort recht mäßig 
entsprechende Dienstleistungen erbringen. 

Hintergrund der Entscheidung war folgender Sachver-
halt: Durch Vertrag mit der portugiesischen 1. Fußb allliga 
ist der Online-Spielveranstalter Bwin ab der Saison  
2005 / 2006 Hauptsponsor der Liga geworden. Die Lig a 
wurde in „Bwin Liga“ umbenannt. Außerdem wurden die  
Firmenzeichen von Bwin auf der Ausrüstung der Spiel er 
und in den Stadien der Erstligavereine angebracht. Die 
Internetseite der Liga wurde mit Hinweisen auf die Inter-
netseite von Bwin und einer dorthin führenden Verkn üp-
fung versehen. 

Aus Sicht des portugiesischen Staates verstoßen Bwi n 
und die Liga gegen nationale Vorschriften, die der „Santa 
Casa da Misericórdia de Lisboa“, einer jahrhunderte alten 
gemeinnützigen Einrichtung, das ausschließliche Rec ht 
einräumen, Lotterien und Wetten im gesamten Staatsg e-
biet zu veranstalten. Das Monopol erstreckt sich au ch auf 
alle elektronischen Kommunikationsmittel einschließ lich 
des Internets. Aus diesem Grunde wurden Bußgelder g e-
gen Bwin und die Liga verhängt. Beide legten Rechts mittel 
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ein. Das nationale Ausgangsgericht legte dem EuGH z ur 
Vorabentscheidung die Frage vor, ob das Gemeinschaf ts-
recht der portugiesischen Ausschließlichkeitsregelu ng ent-
gegenstehe. Der EuGH verneinte diese Fragestellung aus 
folgenden Gründen: 
�  Beschränkungen der Dienstleistungsfreiheit können aus 

zwingenden Gründen des Allgemeininteresses wie der 
Ziele des Verbraucherschutzes und der Betrugsvorbeu -
gung zulässig sein; 

�  Die Verleihung von Monopolen für den Betrieb von 
Online-Glücksspielen ist geeignet, die Verbraucher vor 
Betrug zu schützen; 

�  Ein Mitgliedstaat darf ein solches Monopol erricht en, da 
die Behörden in Bezug auf nicht gebietsansässige An -
bieter nicht die gleichen Kontrollmöglichkeiten hab en 
wie über ortsansässige Anbieter; 

�  Online-Glücksspiele bergen wegen des fehlenden un-
mittelbaren Kontaktes zwischen Verbraucher und An-
bieter eine besonders große Betrugsgefahr. 

Es bleibt abzuwarten, wie sich dieses Urteil auf da s von der 
KOM gegen die Bundesrepublik Deutschland im Januar 
2008 eingeleitete Vertragsverletzungsverfahren wege n der 
unterstellten Gemeinschaftswidrigkeit des Glücksspi el-
staatsvertrages auswirken wird. Der EuGH erinnert i n seiner 
Entscheidung daran, dass Beschränkungen der Grundfr ei-
heiten zur Verwirklichung eines übergeordneten Anli egens 
nur dann zulässig sein können, wenn die entsprechen den 
nationalstaatlichen Vorschriften in sich kohärent u nd sy-
stematisch sind. In Deutschland stellt sich nicht z uletzt als 
Folge der im Bereich des Glücksspielwesens gespalte nen 
Gesetzgebungskompetenz von Bund und Ländern die 
Frage nach der Kohärenz der gesetzlichen Regelungen . 
Während die Länder die ihrer Kompetenz unterliegend en 
Lotterien und Sportwetten im Glücksspielstaatsvertr ag 
einem staatlichen Monopol unterworfen haben, hat de r 
Bundesgesetzgeber in Gewerbeordnung und Spielverord -
nung ein Konzessionsmodell für die Geldspielautomat en in 
Gaststätten und Spielhallen vorgesehen. 

Aufschluss über die europarechtliche Bewertung der 
deutschen Rechtslage dürften einige für die erste J ahres-
hälfte 2010 erwartete Entscheidungen des EuGH über 
Vorlageersuchen deutscher Gerichte bringen, darunte r 
auch ein Ersuchen des Schleswig-Holsteinischen Verw al-
tungsgerichts (Rechtssache C-46/08, Carmen Media 
Group). CH�  

� EuGH-Urteil C-42/07 
� Vorlageersuchen Rechtssache C-46/08 

Verkehrspolitik 
 

Aktionsplan urbane Mobilität vorgestellt  

Die KOM hatte im September 2007 das Grünbuch „Hin z u 
einer neuen Mobilität in der Stadt“ vorgestellt und  ein 
umfangreiches Konsultationsverfahren hierzu durchge -
führt. Der sich hieran anschließende Aktionsplan so llte 
bereits im Herbst 2008 vorgelegt werden. Dessen Ver öf-
fentlichung verzögerte sich jedoch, nicht zuletzt a ufgrund 
von Bedenken seitens der MS mit Blick auf die Subsi diarität 

europäischen Handelns und dem Vorrang der kommuna-
len Planungsebene in dieser Frage. 

Am 30.  September ist der Aktionsplan nunmehr von d er 
KOM beschlossen worden. Er enthält 21 Aktionsfelder , die 
mit einem konkreten Zeitplan bis 2012 unterlegt sin d. 

Die KOM hat sich vorgenommen, die lokalen Planungs-
behörden bei der Erstellung von Plänen zur nachhalt igen 
urbanen Mobilität zu unterstützen. Diese sollen die  Städte 
und deren umliegenden städtischen Ballungsgebiete i n 
den Blick nehmen. Die KOM wird die Planer bei der 
Verbreitung von best practice-Beispielen mit Empfeh lun-
gen und Leitlinien und - so geeignet - Finanzierung smitteln 
unterstützen. Konkrete Legislativmaßnahmen sind der zeit 
nicht vorgesehen. 

Die bereits bestehende KOM-Initiative „Covenant of 
Mayors“ soll um eine Transportdimension erweitert w erden. 
Die KOM möchte die Städte ermuntern, bei ihren Bemü -
hungen im Kampf gegen den Klimawandel die Transport - 
und Logistikfragen mit in den Fokus zu nehmen. Weit ere 
Aktionsfelder betreffen z. B. die Rechte von Passag ieren 
und den gleichberechtigten Zugang von Menschen mit 
Behinderungen zu städtischen Transportmitteln. 

Forschungsvorhaben zur Förderung von Fahrzeugen mit  
geringen oder keinen Emissionen sollen im Rahmen de s 
7. Forschungsrahmenprogramms und anderen Finanzie-
rungsinstrumenten fortgeführt und ausgeweitet werde n. 

Eine Studie zu den städtischen Aspekten der Interna lisie-
rung externer Kosten des Verkehrs soll den Bogen sc hla-
gen zu den sonstigen europäischen Bemühungen zur  
Überarbeitung des Rechtsrahmens für die Mauterhebun g 
im Verkehr. 

Sämtliche Erkenntnisse zur urbanen Mobilität werden  
auf einer virtuellen Plattform im Internet zur Verf ügung 
gestellt werden (die ursprüngliche Idee einer europ äi-
schen Agentur zur urbanen Mobilität konnte sich nic ht 
durchsetzen). 

Insgesamt beantwortet die KOM die von ihr im Jahre 
2007 aufgeworfene Frage, welche Rolle ihr bei der u rba-
nen Mobilität in Europas Städten zugewiesen werden 
könnte, zurückhaltend. Informationsaustausch, For-
schungsförderung und die Fortschreibung- und Weiter -
entwicklung der bisherigen Finanzierungsinstrumente  prä-
gen den Aktionsplan. Für das Jahr 2012 plant die KO M 
eine Überprüfung der bis dahin erreichten Ergebniss e. LF�  

� Grünbuch KOM(2007) 551 
� Aktionsplan urbane Mobilität 

Transeuropäische Netze Verkehr - Sachstand 

Die KOM hatte am 4. Februar das Grünbuch zu den Tra ns-
europäischen Netzen Verkehr (TEN-V) vorgelegt („Übe r-
prüfung der Politik - Ein besser integriertes trans europäi-
sches Verkehrsnetz im Dienste der gemeinsamen Ver-
kehrspolitik“). Die KOM stellte drei Optionen für d ie Weiter-
entwicklung der TEN-V vor: 
�  Beibehaltung der Zwei-Ebenen-Struktur mit dem Ge-

samtnetz und den (nicht verbundenen) vorrangigen 
Vorhaben; 
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�  Reduzierung des TEN-V auf eine einzige Ebene (vorr an-
gige Vorhaben, gegebenenfalls Einbindung in ein vor -
rangiges Netz); 

�  Zwei-Ebenen-Struktur mit einem Gesamtnetz und eine m 
Kernnetz, das ein - geographisch festgelegtes - vor ran-
giges Netz und eine konzeptionelle Säule umfasst, u m 
die Integration der verschiedenen Aspekte der Ver-
kehrspolitik und Verkehrsinfrastruktur zu unterstüt zen. 

Diese Optionen wurden entlang von 13 Fragen den maß -
geblichen Stakeholdern zur Diskussion gestellt. Die  Konsul-
tationsfrist endete am 30. April. 

Bericht über die Ergebnisse der Konsultation 

Mit Bericht vom 31. Juli hat die KOM die Ergebnisse  der 
Konsultation im Überblick vorgestellt, ohne sich hi erzu sel-
ber schon zu positionieren. Insgesamt erhielt die K OM 
300 Rückmeldungen von verschiedenen Interessenvertr e-
tungen. Die weitaus überwiegende Zahl sprach sich n ach 
Angaben der KOM für die Option 3 aus, die Verbindun g 
aus einem Gesamt- und einem Kernnetz nebst einer ko n-
zeptionellen Säule. 

Die Interessenvertretungen des Schiffsverkehrs, ins be-
sondere der Übersee- und Binnenhäfen, haben besonde rs 
zahlreich an dem Konsultationsverfahren teilgenomme n. 
Sie hoben die Funktion der Häfen als Verkehrsknoten punk-
te hervor, denen eine wichtige Bedeutung im Gesamts y-
stem bei der Verknüpfung der verschiedenen Verkehrs flüs-
se zukäme. Das Thema Nachhaltigkeit der Verkehrsent -
wicklung und die Begrenzung der Umweltschäden des 
Verkehrs soll nach nahezu einheitlicher Auffassung aller 
Beteiligten die zukünftige Entwicklung der transeur opäi-
schen Netze maßgeblich mitprägen. Die insoweit zu p räfe-
rierenden Mittel und (Verkehrs-) Wege unterscheiden  sich 
naturgemäß je nach Interessengruppierung deutlich. Wei-
testgehender Konsens besteht letztlich nur dahingeh end, 
dass jeder Verkehrsträger hinsichtlich seiner Trans portlei-
stung und Umweltfreundlichkeit optimiert werden müs se 
und sich eine besondere Aufgaben der EU bei der Ges tal-
tung der Kreuzungspunkte der verschiedenen Verkehre  
ergeben könne. 

Die weiteren Schritte 

Die KOM wird sechs Expertengruppen einrichten mit j e-
weils max. 30 Mitgliedern, zu denen auch externe Ex per-
ten dazu geladen werden. Diese sollen im Zeitraum v on 
Oktober 2009 bis Januar 2010 jeweils ca. fünf Mal t agen. 
Deren Auftrag wird es sein, die eingegangenen Stell ung-
nahmen und zusätzliche eingeholte Gutachten auszuwe r-
ten. Geplant sind folgende thematische Zuschnitte: 
�  Erarbeitung einer Methodik für das Kernnetz, 
�  Integration von Verkehrspolitik und –infrastruktur , 
�  Intelligente Verkehrssysteme und neue Technologien , 
�  Ausweitung der Infrastruktur (Nachbarstaaten), 
�  Finanzierungsinstrumente sowie 
�  Rechtliche Aspekte und nicht finanzielle Instrumen te. 
Die KOM wird zudem eine große Stakeholder Konferenz  
durchführen. Diese wird unter dem Titel „Die Zukunf t der 
TEN-V, Brücken bauen zwischen Europa und seinen Nac h-
barn“ am 21. und 22. Oktober in Neapel stattfinden und 
einen Blick auf die Vernetzung mit den Nachbarn der  EU 

werfen. Die Ergebnisse dieser Prozesse werden vorau ssicht-
lich im Frühjahr 2010 in einer Mitteilung vorgestel lt werden. 

Im weiteren Verlauf wird ein Vorschlag für überarbe ite-
te Richtlinien zu den TEN-V folgen, der ausweislich  der 
bisher vorliegenden KOM-Texte für Ende 2010 zu erwa rten 
ist. Daran anschließend wird mit Blick auf die näch ste Peri-
ode der Finanziellen Vorausschau 2014 bis 2020 ein Legis-
lativvorschlag für die Finanzierung aus den europäi schen 
TEN-V Mitteln erwartet. LF�  

� Grünbuch TEN-V Konsultation (KOM(2009) 44) 
� Zusammenfassung der Konsultationsergebnisse 

� TEN-V Konferenz Neapel 

Rat beschließt Luftverkehrspaket 

Der Rat hat am 7. September zwei Verordnungen im Be -
reich des Luftverkehrs angenommen. 

Single European Sky 

Die Annahme der „Verordnung zur Verbesserung der 
Leistungsfähigkeit und der Nachhaltigkeit des Europ äi-
schen Flugverkehrssystems" ist ein zentraler Schrit t zur Ver-
wirklichung des einheitlichen europäischen Luftraum s. Die 
bisher an nationale Grenzen gekoppelte Kontrolle de s 
Flugverkehrs wird bis Ende 2011 durch ein System ac ht 
funktionaler Luftraumblöcke ersetzt. So können Umwe ge 
vermieden und die Flugstrecken um im Durchschnitt 4 9 km 
verkürzt werden. Deutschland wird gemeinsam mit Fra nk-
reich, den Beneluxländern und der Schweiz einen Luf t-
raumblock bilden. 

Mehr Kompetenzen für die EASA 

Mit einer weiteren Verordnung hat der Rat die Kompe -
tenzen der Europäischen Agentur für Flugsicherheit (EASA) 
ausgeweitet. Ihre Zuständigkeit soll sich künftig a uch auf 
die Festlegung und Überwachung gemeinsamer Sicher-
heitsstandards auf den Flughäfen in den MS sowie in  Nor-
wegen, Island, der Schweiz, Marokko und den Staaten  des 
ehemaligen Jugoslawiens erstrecken. Auf Druck des E P 
bleiben Militärflughäfen und sehr kleine Flughäfen mit 
Start- und Landebahnen von weniger als 800 Metern v on 
der Regelung ausgenommen. Die MS können darüber 
hinaus jeweils selbst entscheiden, ob Flughäfen mit  weni-
ger als 10.000 Passagieren bzw. 850 Frachtbewegunge n 
pro Jahr ausgenommen werden. Die Festlegung der si-
cherheitsrelevanten Standards muss nach der Verordn ung 
bis Ende 2013 erfolgen. 

Darüber hinaus wird die EASA ermächtigt, die gemein -
schaftlichen Regeln über die Sicherheit des Flugver kehrs-
managements und der Navigationssysteme bis Ende 201 0 
mit den Anforderungen des einheitlichen europäische n 
Luftraums in Einklang zu bringen. CH�  

� Pressemitteilung des Rats (12810/09) 
� Verordnung zur Einführung funktionaler Luftraumblöc ke 

� Verordnung zur Ausweitung der EASA-Kompetenzen 
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Regionalpolitik 
 

Neue Strategien für die Regionalpolitik 

Auf der Suche nach geeigneten Maßnahmen für die ter ri-
toriale Kohäsion hat die EU nun einen neuen Hoffnun gs-
träger entdeckt: die Makroregionen. Der Begriff fla ckerte 
bereits im Barca-Bericht Ende April 2009 auf 
(� Hans EUmschau  5/2009) und findet seitdem - signifi-
kant forciert durch die  Veröffentlichung der Ostse estrate-
gie im Juni - immer häufiger Eingang in die Debatte n zur 
Zukunft der Regionalpolitik. Sind Makroregionen die  Basis 
für eine neue regionale Zusammenarbeit in der EU? W er-
den sie möglicherweise bei der Vergabe von Struktur -
fondsmitteln eine wichtige Rolle spielen? 

Auf einer Ministerkonferenz am 17. und 18. Septembe r 
in Stockholm betonte der EU-Kommissar für Regionalp olitik 
Pawe
 Samecki den synergetischen Nutzen solcher gro ß-
räumigen Ansätze. Die Ostseestrategie ist aus seine r Sicht 
ein Pilotprojekt, von dem andere Regionen lernen kö nnen. 
Zunächst müsse die Strategie allerdings in Taten um gesetzt 
werden und ihre Bewährungsprobe als neues Modell im  
Rahmen der Kohäsionspolitik bestehen. In seiner Ant rittsre-
de am 2. September im EP hatte der Kommissar sehr d eut-
lich gemacht, dass es vorrangig ganz andere Problem e zu 
bewältigen gilt: Die Erfolge der bisherigen Regiona lpolitik 
müssten aufgezeigt und die Effizienz der Mittelverw en-
dung erhöht werden. Nur so habe der Stellenwert der  
Regionalpolitik eine Chance auf Bestand. Außerdem g e-
he es darum, nicht genutzte Entwicklungspotenziale in 
den Regionen zu aktivieren. 

Am 10. und 11. Dezember  sollen hierzu auf einer Hi gh-
Level-Konferenz in Kiruna (Schweden) geeignete künf tige 
Politikansätze diskutiert werden. Ende des Jahres w ird au-
ßerdem eine hochrangige Reflexionsgruppe eingericht et, 
die sich als informelles Forum zwischen KOM und den  poli-
tischen Entscheidungsträgern in den MS versteht. Es  sieht 
also ganz danach aus, als würden bereits unter schw edi-
scher Ratspräsidentschaft erste Eckpfeiler für die künftige 
Strukturförderung verankert werden. AT�  

� Pressemitteilung der KOM IP/09/1326 

INTERREG Ostseeraum: Erfolge für Hamburg und 
Schleswig-Holstein 

Großer Erfolg für Hamburger und Schleswig-Holsteine r 
Projektideen zur interregionalen Zusammenarbeit! Am  
16. September hat das Monitoring Committee für den 
INTERREG-IV B - Ostseeraum 17 der insgesamt 67 eing e-
reichten Projekte in den Kategorien „Innovationsför de-
rung“, „Die Ostsee als gemeinsame Ressource“ und „A t-
traktive und wettbewerbsfähige Städte und Regionen“  
genehmigt: Elf davon finden mit Schleswig-holsteini scher 
oder Hamburger Beteiligung statt. 

In Hamburg liegen die thematischen Schwerpunkte im 
Transport- und Logistikbereich. Im Projekt FIRST MO TION, 
durch das eine Vermarktungsplattform für Neue Medie n 
geschaffen werden soll, tritt die Filmförderung Ham -
burg/Schleswig-Holstein als Lead-Partner auf. Die P rojekte 

Schleswig-Holsteins befassen sich unter anderem mit  der 
Vermarktung des natürlichen und kulturellen Erbes i n der 
Ostseeregion sowie mit Aspekten des Umweltschutzes,  der 
Agrarwirtschaft und des Gesundheitswesens. Mit dem 
Projekt „Best Agers“ sollen Strategien für den gezi elten 
Einsatz älterer Erwerbspersonen als Leistungs- und Wissens-
träger entwickelt werden. 

Insgesamt binden die 17 bewilligten Projekte mehr a ls 
50 Mio € aus EFRE-Mitteln. Sie werden einen wesentl ichen 
Beitrag zur territorialen, wirtschaftlichen und soz ialen Kohä-
sion in der EU leisten. Eine Beschreibung der Proje kte wird 
auf der Internetseite des Ostseeprogramms zur Verfü gung 
gestellt werden.  AT�  

� Interreg-Ostseeprogramm 2007-2013 

Finanzen 
 

Europäische Finanzaufsicht 

Am 23. September hat die KOM die vom ER am 
18./19. Juni und vom Rat Wirtschaft und Finanzen (E CO-
FIN) am 9. Juni angeforderten Vorschläge für eine e uro-
päische Finanzaufsicht vorgelegt. Diese stützen sic h auf 
den Bericht der hochrangigen Gruppe unter Jacques d e 
Larosière vom 25. Februar und die Mitteilung der 
KOM (2009) 252 vom 27. Mai. 

Die Vorschläge wurden unmittelbar vor dem G20-Gipfe l 
in Pittsburgh am 24./25. September unterbreitet, de m die 
KOM somit ein Modell für ein weltweites Aufsichtssy stem 
liefern wollte. Beim Informellen Treffen am 17. Sep tember 
waren die Europäischen Staats- und Regierungschefs  
übereingekommen, sich in Pittsburgh für ein abgesti mmtes 
Vorgehen der G20 bei der grenzüberschreitenden Auf-
sicht einzusetzen. 

Der Europäische Ausschuss für Systemrisiken 

Die erste Säule der neuen europäischen Finanzaufsic ht, 
der Europäische Ausschuss für Systemrisiken (Europe an 
Systemic Risk Board/ESRB), soll die Risiken für die Stabilität 
des Finanzsystems insgesamt überwachen und bewerten . 
Er soll Warnungen und Empfehlungen an die MS (ein-
schließlich der nationalen Aufsichtsbehörden) und a n die 
Europäischen Aufsichtsbehörden richten können. Die 
Empfänger der Empfehlungen müssen dem ESRB die 
Maßnahmen mitteilen, die sie zur Erfüllung der Empf ehlun-
gen unternehmen. Wollen sie den Empfehlungen nicht 
folgen, müssen sie dies begründen. Im ESRB sollen d ie EZB, 
die Gouverneure der 27 nationalen Zentralbanken sow ie 
die Europäischen und nationalen Aufsichtsbehörden v er-
treten sein. 

Das Europäische System für die Finanzaufsicht 

Bei der zweiten Säule, dem Europäischen System für die 
Finanzaufsicht (European System of Financial Superv isors / 
ESFS), handelt es sich um ein Netz der nationalen F inanz-
aufsichtsbehörden und der neuen Europäischen Auf-
sichtsbehörden. Aus dem bestehenden 
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�  Ausschuss der Europäischen Bankaufsichtsbehörden 
(CEBS) wird die Europäische Bankaufsichtsbehörde  
(EBA), 

�  Ausschuss für das Versicherungswesen und die betri eb-
liche Altersversorgung (CEIOPS) wird die Europäisch e 
Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die  
betriebliche Altersversorgung (EIOPA), 

�  Ausschuss für die Europäischen Wertpapierregulie-
rungsbehörden (CESR) wird die Europäische Wertpa-
pieraufsichtsbehörde (ESMA). 

Die neuen europäischen Aufsichtsbehörden sollen all e 
Funktionen der Ausschüsse (CEBS, CEIOPS und CESR)   
übernehmen. Darüber hinaus erhalten sie u. a. folge nde 
Aufgaben: 
�  Erarbeitung von Vorschlägen für technische Standar ds 

(Common European Rulebook). Wichtig: Diese sollen f ür 
alle im europäischen Binnenmarkt agierenden Finanzi n-
stitute gelten, nicht nur für grenzüberschreitend t ätige 
Institute; 

�  Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zwischen 
nationalen Aufsichtsbehörden, soweit diese zur Zusa m-
menarbeit verpflichtet sind; 

�  Gewährleistung der konsequenten Anwendung techni-
scher Gemeinschaftsvorschriften; 

�  Direkte Beaufsichtigung der Rating-Agenturen durch  
die neue Europäische Wertpapieraufsichtsbehörde, 

�  Koordinierung der Maßnahmen der nationalen Auf-
sichtsbehörden im Krisenfall. 

ER und ECOFIN hatten gefordert, dass sich die Entsc hei-
dungen der europäischen Aufsichtsbehörden nicht auf  
die haushaltspolitischen Zuständigkeiten der MS aus wirken 
dürften. Die laufende Beaufsichtigung von Firmen so ll wei-
terhin bei den nationalen Aufsichtsbehörden liegen.  Bei 
grenzüberschreitend tätigen Instituten sollen paral lel zu 
den europäischen Aufsichtsbehörden als Teil einer R eform 
des europäischen Finanzaufsichtssystems „Colleges o f 
Supervisors“ eingeführt werden. Die europäischen Au f-
sichtsbehörden sollen ihre Informationen über die n ationa-
len Aufsichtsbehörden beziehen. Diese Daten soll au ch 
der ESRB für seine Risikoanalysen nutzen. Nur in Au snahme-
fällen sollen sich die Europäischen Aufsichtsbehörd en 
direkt an die Finanzinstitute wenden können. BS�  

� Themenseite KOM Finanzaufsicht 
� Mitteilung der KOM (2009) 252 

� Pressemitteilung der KOM IP/09/1347 
� MEMO/09/404 ESFS 
� MEMO/09/405 ESRB 

� Informelles Treffen 17. September vor Pittsburgh 
� Schlussfolgerungen ER 18./19. Juni 
� Schlussfolgerungen ECOFIN 9. Juni 

Umweltpolitik 
 

KOM strebt erweiterte EMAS-Zertifizierung an 

Mit der Verordnung (EG) Nr. 761/2001 des Europäisch en 
Parlaments und des Rates vom 19. März 2001 über die  
freiwillige Beteiligung von Organisationen an einem  Ge-
meinschaftssystem für das Umweltmanagement und die 

Umweltbetriebsprüfung (EMAS) sollen Organisationen mit 
Hilfe von Marktmechanismen dazu bewegt werden, ein 
vorausschauendes Umweltverhalten anzunehmen. Eine 
Teilnahme an EMAS ist freiwillig. EMAS ist das stre ngste 
internationale Umweltzertifizierungsverfahren. Den Beteilig-
ten bietet es insbesondere Vorteile hinsichtlich de r ord-
nungspolitischen Kontrolle, der Kosteneinsparung un d des 
Ansehens der Organisationen in der Öffentlichkeit. EMAS 
umfasst Instrumente zur Bewertung, Berichterstattun g und 
Verbesserung der Umweltleistungen in den Betrieben,  die 
durch externe Begutachtungen nachzuweisen sind und 
somit für Transparenz sorgen. 

Um die Vorteile und die Akzeptanz von EMAS erneut z u 
unterstreichen, wird nun innerhalb der KOM eine Aus wei-
tung des Umweltmanagementsystems angestrebt. In ein er 
bereits im Jahre 2001 begonnenen Pilotphase zeigte sich 
nach Aussage der KOM, dass sich das auf die EMAS-
Verordnung gestützte Umweltmanagementsystem am 
besten zur Verwaltung und Verbesserung der Umweltle i-
stungen eigne. Aus diesem Grunde solle die „Grüne V er-
waltung“ auf alle Tätigkeiten und KOM-Gebäude in Br üs-
sel und Luxemburg ausgedehnt werden. Dies solle z. B. zu 
einer ständigen Verbesserung bei der Erhöhung der E ner-
gieeffizienz, der optimalen Nutzung natürlicher Res sourcen 
und der Verringerung der CO 2-Emissionen führen, aber 
auch eine nachhaltige Ressourcenbewirtschaftung und  
ein umweltfreundliches Beschaffungswesen unterstütz en. 
Eine offizielle EMAS-Registrierung durch die zustän digen 
Behörden der MS soll für alle KOM-Tätigkeiten im Ja hre 
2012 und für die Gebäude 2014 erfolgen. KL�  

� KOM-Pressemitteilung IP/09/1349 
� EMAS-Verordnung 761/2001 

EuGeI-Urteil: Auflagen der KOM zu nationalen 
CO 2-Emissionsobergrenzen nicht statthaft 

Das Europäische Gericht erster Instanz (EuGeI) hat am 23. 
September den von Polen und Estland erhobenen Klage n 
gegen die von der KOM erteilten Auflagen für die Ge -
nehmigung ihrer nationalen Emissionszuteilungspläne  
stattgegeben. Es sei allein die Entscheidung der MS , die 
CO 2-Obergrenzen und die Zuteilung der Verschmutzungs-
rechte festzulegen, urteilten die Richter. 

Im Rahmen der jetzigen Emissionshandelsperiode (200 8-
2012) gemäß Richtlinie 2003/87/EG hatte die KOM die  in 
den nationalen Allokationsplänen (NAP) von Polen un d 
Estland festgelegten Obergrenzen für CO 2-Emissionen 
infrage gestellt, da sie u. a. das vorhandene Poten tial zur 
Emissionsverringerung nicht ausschöpfen würden. Pol en 
sollte daher seine für 2008 – 2012 geplanten Kohlen dioxid-
emissionen um 26,7 % reduzieren, Estland um 48 %. 

Die Sprecherin von Umweltkommissar Dimas wies dar-
auf hin, dass die KOM „alles tun werde, um den CO 2-Markt 
zu schützen“, damit keine Rechtsunsicherheit entste he. 
Auch wolle man das Urteil „im Hinblick auf einen mö gli-
chen Widerspruch“ sorgfältig prüfen. Insgesamt geht  die 
KOM aber davon aus, dass sich die zulässigen Gesamt -
mengen der Emissionen auch in den zu erwartenden ne u-
en Allokationsplänen Polens und Estlands nicht wese ntlich 
ändern werden. Bei einer Überarbeitung seien die be stä-
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tigten Emissionen für 2005 bis 2008 zu beachten und  diese 
stimmen weitestgehend mit denen überein, die die KO M 
bei der Genehmigung der nun umstrittenen NAPs zugru n-
de gelegt hatte. 

Insgesamt hatte die KOM den jährlichen CO 2-Ausstoß 
der 27 MS um 10,5 % gekürzt und sich dabei sowohl a uf 
die Verpflichtungen des Kyoto-Klimaschutzabkommens 
berufen wie auch das Potenzial für technische Verbe sse-
rungen einbezogen. Auch Deutschland musste die CO 2-
Obergrenze von 482 Mio. t auf 453,1 Mio. t reduzier en, 
nahm aber von einer Klage Abstand. Anhängig sind ab er 
weitere Klagen von Tschechien, Litauen, Lettland, R umä-
nien, Bulgarien und Ungarn. KL�  

� EU-Rechtssache T-183/07 Polen 
� EU-Rechtssache T-263/07 Estland 

� Emissionshandelssystem RL 2003/87/EG 

Gesundheitspolitik 
 

KOM beschließt EU-Strategie zur Bekämpfung 
der Grippepandemie (H1N1) 

Die KOM hat ein Strategiepapier und weitere Arbeits pa-
piere beschlossen, um die MS in ihren Anstrengungen  zur 
effizienten Bekämpfung der H1N1-Pandemie zu unterst üt-
zen und die Aktivitäten zu koordinieren. 

Die KOM sieht die Impfung nach wie vor als eines de r 
wirksamsten Mittel, um die Ausbreitung der Pandemie  zu 
verhindern. Deshalb richtet sie ihre Aufmerksamkeit  vor 
allem auf Impfstoffentwicklung und Impfstrategien s owie 
die Unterstützung der MS bei der Beschaffung von Im pf-
stoffen. 

In dem Strategiepapier werden wichtige Linien zur S tär-
kung der Koordinierung und der Unterstützung von MS  
genannt, die weniger gut gerüstet sind. Es ist fest gestellt 
worden, dass ein Impfgang - nicht zwei - ausreichen d sein 
werden. MS, die den Impfstoff früh bestellt haben, verfü-
gen somit eventuell über einen Überfluss an Impfsto ff, 
während andere MS zu wenig oder gar keinen haben 
werden. Die KOM ermutigt daher zur Verteilung und z um 
Verkauf von Impfstoffen innerhalb der EU. 

Zudem weist sie auf die Notwendigkeit klarer, kohär en-
ter und gezielter Aussagen gegenüber der Öffentlich keit 
zu Vorbeugungsmaßnahmen - einschließlich Impfung - hin. 
Neben gesundheitlichen Erwägungen sollten nach Mei-
nung der KOM die Behörden auch die sozialen und wir t-
schaftlichen Auswirkungen der Pandemie im Voraus be -
denken. 

Die genannten Dokumente werden die Grundlage für 
die Erörterungen auf der außerordentlichen Tagung d er 
EU-Gesundheitsminister am 12. Oktober bilden. DvR�  

� Mitteilung der KOM (2009) 481 
� Arbeitsdokument der KOM (SEC (2009) 1188) 
� Arbeitsdokument der KOM (SEC (2009) 1189) 
� Arbeitsdokument der KOM (SEC (2009) 1190) 
� Arbeitsdokument der KOM (SEC (2009) 1192) 

� Themenseite KOM H1N1 

Landwirtschaftspolitik 
 

Milchmarkt: Weitere Stützungsmaßnahmen der 
KOM 

Agrarkommissarin Fischer Boel legte am 17. Septembe r ein 
weiteres Maßnahmenpaket zur Unterstützung der Milch er-
zeuger vor. Dieses Paket steht im Zusammenhang mit dem 
von der KOM im Juli vorgelegten Bericht zum Milchma rkt 
und knüpft an die bereits getroffenen Maßnahmen an.  
„Eine Kehrtwendung“ der bisher verfolgten Milchmark tpo-
litik werde es nicht geben, sagte die Kommissarin. 

Den MS soll vorübergehend die Zahlung staatlicher B ei-
hilfen in einer Höhe von bis zu 15.000 € gestattet werden. 
Auch sollen die nationalen Reserven, die durch den staat-
lichen Quotenaufkauf entstehen, nicht länger auf di e 
nationalen Quoten angerechnet werden. Die Einführun g 
einer Dringlichkeitsklausel soll eine unmittelbare Reaktion 
auf künftige Marktstörungen ermöglichen. 

Nach Ansicht der KOM sollten aber weitere Maßnah-
men getroffen werden, die den Milcherzeugern langfr istig 
helfen. Experten aus der KOM und den MS sollen prüf en, 
inwieweit ein Rechtsrahmen für vertragliche Beziehu ngen 
zwischen Erzeugern und Milchwirtschaft oder die Sch af-
fung eines Terminmarktes Abhilfe schaffen. Auch die  Funk-
tionsweise der Versorgungskette soll überprüft werd en, um 
einen fairen Wettbewerb sowie eine transparente Pre isge-
staltung zu erreichen. 

Aufgrund der weiterhin angespannten Lage auf dem 
Milchmarkt werden sich die Agrarminister der MS auf  Ein-
ladung der schwedischen Ratspräsidentschaft voraus-
sichtlich am 5. Oktober zu einer Sondersitzung tref fen. Da 
es sich hierbei nicht um eine formale Ratstagung ha ndelt, 
sind zwar keine abschließenden Entscheidungen zu er war-
ten, aber die Beratungen werden sich mit den währen d 
der Ratssitzung am 7. September begonnenen Diskussi o-
nen um zusätzliche marktstützende Maßnahmen wie auc h 
flexibler zu gestaltende Markt-Management-Maßnahmen  
befassen. Der von Deutschland und Frankreich einge-
brachten Deklaration haben sich mittlerweile insges amt 
20 MS angeschlossen. KL�  

� KOM-Pressemitteilung IP/09/1333 

Medien und Informationsgesellschaft 
 

Beihilfeleitlinien für den Ausbau der  
Breitbandnetze veröffentlicht 

Die KOM hat am 17. September Leitlinien zur Anwendu ng 
der EU-Beihilfevorschriften auf die öffentliche Fin anzierung 
von Breitbandnetzen veröffentlicht. 

Der erste Teil der Leitlinien enthält auf der Grund lage 
der bisherigen Genehmigungspraxis der KOM Bestimmun -
gen zur Zulässigkeit staatlicher Hilfen für den Aus bau der so 
genannten „herkömmlichen“ Breitbandnetze. Die KOM 
definiert als Fördermaßstab drei Gebietskategorien.  Da-
durch möchte sie dafür Sorge tragen, dass staatlich e För-



 

 

 Hans EUmschau  10/2009  

  8 

derungen auf ländliche und abgelegene Gebiete gelen kt 
werden. 

Sie unterscheidet mit abnehmender Förderungswürdig-
keit zwischen „weißen Flecken“ (bislang kein Breitb andan-
schluss), „grauen Flecken“ (lediglich eine Breitban dinfra-
struktur vorhanden) und „schwarzen Flecken“ (wenigs tens 
zwei miteinander in Wettbewerb stehende Breitbandin fra-
strukturen). Da der Wettbewerb in den „schwarzen Fl ek-
ken“ bereits funktioniert, sind staatliche Beihilfe n dort nicht 
genehmigungsfähig. 

Damit eine Beihilfe in als "weiß" oder "grau" einge stuften 
Gebieten positiv bewertet werden kann, müssen die s taat-
lichen Stellen folgende Voraussetzungen sicherstell en: 
�  Vorlage einer detaillierten Breitbandkarte für das  be-

troffene Gebiet, 
�  Durchführung eines offenen Ausschreibungsverfahren s, 
�  Technologieneutrale Bewertung der Gebote, 
�  Zuschlag für das wirtschaftlich günstigste Angebot , 
�  Nach Möglichkeit Mitnutzung bestehender Infrastruk tu-

ren, 
�  Zumindest befristeter Zugang für Dritte auf der Vo rlei-

stungsebene, 
�  Benchmarking für Vorleistungspreise, 
�  Vereinbarung eines Mechanismus zur Rückforderung 

der Beihilfe bei unerwartet hohem Anstieg der Nach-
frage nach Breitbanddiensten. 

Ein weiterer Abschnitt der Leitlinien widmet sich d en so ge-
nannten "next generation access networks“ (NGA). Au ch 
hier gilt der Fördermaßstab der drei Gebietskategor ien. 
Allerdings müssen die MS bei der Gebietseinstufung nicht 
nur die bestehende NGA-Infrastruktur, sondern darüb er 
hinaus konkrete Investitionspläne von Telekommunika ti-
onsunternehmen zum Aufbau solcher Netze in naher Zu -
kunft berücksichtigen. CH�  

� Text der Leitlinien 
� Pressemitteilung der KOM IP/09/1332 

� KOM MEMO/09/396 

Konsultation zur Digitalisierung von Büchern 

Die KOM empfing Anfang September Vertreter von Bibl io-
theken, IT-Unternehmen, Verbraucherorganisationen u nd 
andere Beteiligte zu einer Erörterung zum Thema der  Digi-
talisierung von Büchern in Europa. 

Dieses Treffen fand vor dem Hintergrund des in den USA 
am 28. Oktober 2008 erzielten Vergleichs zur Bücher -
Volltextsuche in Google statt („Google Book Search-
Settlement“). Amerikanische Autoren und Verleger ha tten 
eine Sammelklage gegen Google angestrengt. Sie argu -
mentierten, Google habe durch die Digitalisierung v on 
Büchern und die Ermöglichung des Online-Zugangs zu 
denselben Urheberrechte verletzt. Google verpflicht ete 
sich durch einen Vergleich, die Rechteinhaber zu en t-
schädigen und ihnen 63 % der erzielten Einnahmen zu  
zahlen. Der Vergleich muss noch gerichtlich bestäti gt 
werden. 

In ihrer gemeinsamen Erklärung wiesen die Kommissar e 
Reding und McCreevy darauf hin, dass bislang nur 1 % der 
Bücher der europäischen Nationalbibliotheken digita lisiert 
worden seien. Mit Hilfe öffentlich-privater Partner schaften 

solle die Digitalisierung von Büchern vorangetriebe n wer-
den. Das zu entwickelnde europäische Konzept müsse 
dabei die Einhaltung der Urheberrechte gewährleiste n. 
Die europaweit noch ziemlich uneinheitlichen Vorsch riften 
zum Urheberrecht müssten dem digitalen Zeitalter an ge-
passt werden. 

Über die europäische digitale Bibliothek „Europeana “ 
können derzeit 4,6 Mio. digitalisierte Dokumente ab ge-
fragt werden. „Europeana“ geht auf die „i2010-Initi ative" 
der KOM aus dem Jahr 2005 zurück. Diese bezweckt di e 
Förderung von Wissen und Innovation, um das Wachstu m 
und die Schaffung von mehr und besseren Arbeitsplät zen 
voranzutreiben. 

Die KOM hat eine Konsultation zu folgender Frage ge -
startet: Welchen Beitrag kann „Europeana“ bei einer  eu-
ropäischen Reaktion auf Digitalisierungsbestrebunge n auf 
anderen Kontinenten leisten? Stellungnahmen können bis 
zum 15. November abgegeben werden. WD�  

� Pressemitteilung der KOM IP/09/1257 
� KOM MEMO/09/376 

� Themenseite KOM i2010-Strategie 
� Konsultationsverfahren Europeana 

� Europeana Internetseite 

Verbraucherschutzpolitik 
 

Brussels meets sweets 

 
Kann eine „Lebensmittel-Ampel“ dabei helfen, die Es sge-
wohnheiten der Verbraucher zu verändern oder gar Ad i-
positas verhindern?  

Diesen kontroversen Fragen widmeten sich im Rahmen 
der Veranstaltung „Süßwaren im Dialog - Brussels me ets 
sweets“ am 29. September Vertreter aus Politik und Wirt-
schaft. Geladen hierzu hatten das Hanse-Office, das  In-
formationsbüro Mecklenburg-Vorpommern und der Bun-
desverband der Deutschen Süßwarenindustrie e.V. (BD SI). 

Die KOM hatte Anfang letzten Jahres einen Verord-
nungsvorschlag betreffend die Information der Verbr au-
cher über Lebensmittel vorgestellt, der nun im neu ge-
wählten EP verhandelt werden wird. Dieser sieht die  „Am-
pel“ nicht vor. 

Unter Moderation von Prof. Dr. Gerhard Rechkemmer 
vom Max Rubner-Institut (Bundesforschungsinstitut f ür Er-
nährung und Lebensmittel) in Bonn diskutierten Mini ster Dr. 
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Till Backhaus (Minister für Landwirtschaft, Umwelt und Ver-
braucherschutz des Landes Mecklenburg-Vorpommern), 
Holger-Jürgen Börner (Abteilungsleiter für Lebensmi ttelsi-
cherheit und Lebensmittelqualität im Ministerium fü r 
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Land es 
Schleswig-Holstein), Dr. Dietmar Kendziur (Vorsitze nder des 
BDSI), Dr. Renate Sommer (MdEP, Berichterstatterin)  und 
Armin Valet von der Verbraucherschutzzentrale Hambu rg. 

 
Prof. Dr. Gerhard Rechkemmer, Dr. Renate Sommer, Mi nister Dr. Till Back-
haus, Holger-Jürgen Börner, Dr. Dietmar Kendziur, A rmin Valet 

In einer regen Diskussion wurden Argumente für und wi-
der die „Ampel“ ausgetauscht. Kritisiert wurde insb eson-
dere, dass die „Ampel“ in einem eher willkürlichen Ansatz 
nicht ausreichend differenziere und mit diesem Syst em 
eine – in dieser Form nicht sachdienliche – Bewertu ng von 
Lebensmitteln im Vordergrund stehe. Dem wurde von 
Seiten der Verbraucherschützer erwidert, dass die I nforma-
tion des Verbrauchers bislang unzureichend sei. Die  der-
zeitigen Angaben würden Fette und Zucker in den Pro duk-
ten eher „verschleiern“. 

Einig war man sich aber darüber, dass generell eine  
Lebensmittelkennzeichnung stattfinden solle, diese aber 
nicht Nahrungsmittel per se in „gut“ oder „schlecht “ ein-
sortieren dürfe. Außerdem könne die Lebensmittelken n-
zeichnung z. B. in der Bekämpfung der Fettleibigkei t nur 
einen Baustein innerhalb einer Aufklärungs- und Inf ormati-
onsstrategie darstellen. Konsumenten sollen informi ert, ihr 
Verhalten aber nicht gelenkt oder gar überwacht wer den. 

 Johannes Böhmer, KL �  
� Verordnungsvorschlag KOM (2008) 40 

Defizite im Online-Handel 

Beim Internethandel mit Elektronikgeräten wie Digit alka-
meras, Handys, DVD-Playern, PCs und Konsolen für Co m-
puterspiele werden viele Verbraucher von Online-
Händlern irregeführt. Das ist das Ergebnis einer au f Anre-
gung der KOM in 26 MS (ohne Slowakei) sowie Norwege n 
und Island vorgenommenen Erhebung. 

EU-Verbraucherkommissarin Meglena Kuneva sagte bei 
der Vorstellung ihres Berichts zur Lage der europäi schen 
Online-Shopping-Branche: „Mehr als die Hälfte der O nline-
Händler für Heimelektronik ziehen die Verbraucher r egel-
recht über den Tisch.“ 

Geprüft wurden 369 Webseiten. Beanstandet wurden 
irreführende Informationen über Verbraucherrechte, unzu-
reichende Detailinformationen und undurchsichtige P reis-
informationen der Verkäufer. 

Infolge dieser Untersuchung sollen sich die Behörde n 
der Mitgliedstaaten mit den betreffenden Unternehme n in 
Verbindung setzen und die Richtig- oder Klarstellun g ihrer 
Webseiten verlangen. DvR�  

� Pressemitteilung der KOM IP/09/1292 
� Themenseite der KOM 

Meeres- und Fischereipolitik 
 

Schleswig-Holstein ehrt Kommissar Joe Borg mit 
dem Elisabeth-Mann-Borgese-Meerespreis 

 
Am 6. Oktober werden Kommissar Joe Borg, der Bestse ller-
Autor Frank Schätzing und der Meeresforscher Hans H ass 
in Kiel mit dem nach der international als „mother of the 
oceans“ bekannten Tochter von Thomas Mann, Elisabet h 
Mann-Borgese, benannten Meerespreis Schleswig-
Holsteins ausgezeichnet. Kommissar Borg hat sich al s erster 
„Meereskommissar“ erfolgreich dafür eingesetzt, das s sich 
die europäische Meerespolitik von isolierten Einzel politiken 
in weniger als fünf Jahren zu einem vorbildlichen i ntegrati-
ven europäischen Politikfeld entwickelt hat. TE�  

� Themenseite Elisabeth-Mann-Borgese-Meerespreis 

Termine 
 

Pressekonferenz zur Ostseestrategie 

Die Baltic Sea Group und die KOM organisieren am 
6. Oktober im Rahmen der Open Days eine gemeinsame 
Pressekonferenz zur Ostseestrategie. Die Pressekonf erenz 
findet von 12.30 - 13.15 Uhr im Berlaymont statt. T eilnehmer 
sind: 
�  Cecilia Malmström, Europaministerin Schweden 
�  Pawe
 Samecki, Europäische Kommission, Kommissar f ür 

Regionalpolitik 
�  Astrid Thors, Europaministerin Finnland 
�  Jan Kozlowski, Marschall der Woiwodschaft Pomorskie  
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�  Carsten-Ludwig Lüdemann, Bevollmächtigter Ham-
burgs beim Bund, bei der Europäischen Union und für  
auswärtige Angelegenheiten, in seiner Funktion als 
Chairman der Baltic Sea States Subregional Co-
operation (BSSSC). LF�  

Open Days 2009 – Empfang der Baltic Sea 
Group am 6. Oktober im Hanse-Office 
Im Rahmen der Open Days, die alljährlich vom Aussch uss 
der Regionen (AdR) und der KOM (GD Regio) organisie rt 
werden, veranstaltet die Baltic Sea Group am Abend des 
6. Oktober ab 18.30 Uhr ihren traditionellen Empfan g im 
Hanse-Office. 

Die Baltic Sea Group besteht in diesem Jahr aus 
17 Partnerregionen, darunter Hamburg und Schleswig-
Holstein. Gastgeber des Abends ist der Bevollmächti gte 
beim Bund, bei der Europäischen Union und für auswä rti-
ge Angelegenheiten, Herr Carsten-Ludwig Lüdemann 
(Hamburg). Für die musikalische Begleitung sorgt He lin-
Mari Arder mit ihren Musikern aus Europas Kulturhau ptstadt 
2011, Tallinn. Melanie Loos �  

� Helin-Mari Arder Trio auf Youtube 

Clean Baltic Shipping 

Im Rahmen der Open Days organisiert das Hanse-Offic e 
zusammen mit dem EU Regionalbüro Helsinki am 
7. Oktober ein Seminar zum Thema „Clean Baltic Ship -
ping“. Im Zentrum der Regionen (Boulevard Saint Mi-
chel 80) wird ab 16.45 Uhr ein kohärentes Konzept z ur um-
weltfreundlichen Gestaltung des Schiffsverkehrs in der 
Ostsee vorgestellt. Die Redner sind: 
�  Stefan Musiolik, Vorsitzender der BSSSC Arbeitsgru ppe zu 

Maritimen Angelegenheiten 
�  Jukka Kallio, Hafenmeister Helsinki 
�  Ralf Giercke, Stadtwerke Lübeck 
�  Denver Ehrlich, AIDA 
�  Haitze Siemers, Europäische Kommission,  Abteilung slei-

ter Meerespolitik Nord- und Ostsee. LF�  
� BSSSC Internetseite 

� BSSSC Aktionsplan "Clean Baltic Shipping"  

City Climate Conference Hamburg 2009 

 
Hamburg veranstaltet mit der KOM vom 16. bis 
18. November die City Climate Conference. Es handel t 
sich hierbei um die erste Jahreskonferenz des so ge nann-
ten „Covenant of Mayors“, dem europaweiten Bund der  

Städte und Kommunen im Kampf gegen den Klimawan-
del.  

Im Vorfeld der COP 15 Konferenz, auf der im Dezembe r 
in Kopenhagen das Nachfolgeabkommen zum Kyoto-
Klimaschutzabkommen verabschiedet werden soll, erör -
tern Bürgermeister und hochrangige Städtevertreter mit 
wichtigen Experten die drängendsten Fragen des Klim a-
schutzes. Neben der nachhaltigen Energieversorgung und 
mobiler Lebensqualität soll diskutiert werden, wie Städte 
wirksame Klimaschutzmaßnahmen auch in wirtschaftlic h 
schwierigen Zeiten finanzieren können. Für die KOM wird 
Herr Matthias Ruete sprechen, Generaldirektor für T rans-
port und Energie. Jeremy Rifkin von der „Foundation  on 
Economic Trends“ wird seine Vision für die 3. indus trielle 
Revolution und die Zukunft der Städte vorstellen. D er re-
nommierte Klimaforscher Prof. Dr. Mojib Latif stell t den 
aktuellsten Stand der Forschung zu den Folgen des K lima-
wandels dar. Die Registrierung für die Konferenz is t jetzt 
offen. LF�  

� City Climate Conference Hamburg 2009 

Hanse-Office intern 
 

Service 
Für Rückfragen stehen Ihnen die Leiter und Referent en des 
Hanse-Office gerne zur Verfügung. Sie erreichen uns  über 
unser Sekretariat unter Tel. +32 2 28546-40 oder un ter Tel. 
040 42609-40 (aus D), per E-Mail info@hanse-office. de 
oder per Fax +32 2 28546-57. 
Ihre Ansprechpartner zu den EU-Fachpolitiken sind: 
 
Thorsten Augustin  Durchwahl -42 TA�  
Leiter Schleswig-Holstein – Alle Politikbereiche 
 
Dr. Claus Müller  Durchwahl -43 CM �  
Leiter Hamburg – Alle Politikbereiche 
 
Dr. Lars Friedrichsen  Durchwahl -46 LF�  
Stellv. Leiter Hamburg – Transeuropäische Netze, ÖP NV, 
Städtebau, Interregionale Kooperation/METREX, 
Beziehungen zu den Partnern im Ostseeraum 
 
Dr. Thomas Engelke  Durchwahl -47 TE�  
Meeres- und Fischereipolitik, Energie und Tourismus , 
Bildung/Kultur und Jugend, Beziehungen zu den Partn ern 
im Ostseeraum, Ausschuss der Regionen 
Betreuung der Nachwuchskräfte und Praktikanten 
 
Dr. Clemens Holtmann  Durchwahl -44 CH�  
Wirtschaft/Außenhandel, Häfen/Luftverkehr, 
Glücksspielwesen 
 
Katrin Lütjen  Durchwahl -45 KL�  
Landwirtschaft, Umwelt 
 
Birgitta Schönefeld  Durchwahl -32 BS�  
Finanzen (EU-Haushalt, Steuern und Finanzdienst-
leistungen), Öffentliches Auftragswesen 
 
Andreas Thaler  Durchwahl -52 AT�  
Regionalpolitik, Beschäftigungs- und Sozialpolitik,  
Erweiterung und Förderinstrumente Osteuropa 
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Dr. Wiebke Dettmers  Durchwahl -59 WD�  
Innen- und Justizpolitik, Medien, Telekommunikation , 
Informationsgesellschaft, Minderheitenpolitik 
 
Debby van Rheenen  Durchwahl -48 DvR�  
Forschung/Wissenschaft, Gesundheitspolitik, 
Verbraucherschutz, Entwicklungszusammenarbeit 

Impressum 
Diese Veröffentlichung wird herausgegeben vom 
 

Hanse-Office 
Avenue Palmerston 20 

B-1000 Brüssel 
www.hanse-office.de 

 
V.i.S.d.P. sind die Leiter. Für die Inhalte verlink ter Seiten und 
Dokumente ist das Hanse-Office nicht verantwortlich , so 
dass für deren Inhalt keine Haftung übernommen werd en 
kann. 
Dieser Newsletter wird im Rahmen der Öffentlichkeit sarbeit 
der Landesregierung Schleswig-Holstein und des Sena ts 
der Freien und Hansestadt Hamburg herausgegeben. Er  
darf weder von Parteien noch Personen, die Wahlwer-
bung oder Wahlhilfe betreiben, im Wahlkampf zum Zwe k-
ke der Wahlwerbung verwendet werden. Auch ohne zeit -
lichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf dies er 
Newsletter nicht in einer Weise verwendet werden, d ie als 
Parteinahme der Landesregierung oder des Senats zug un-
sten einzelner Gruppen verstanden werden könnte. 
 Brüssel, den 1. Oktober 2009 
 


